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Text 

Wesentliche Änderungen der Struktur des Unternehmens oder der Unternehmensgruppe 

§ 203a. (1) Im Fall wesentlicher Änderungen der Struktur des Unternehmens bzw. der 
Unternehmensgruppe hat die zentrale Leitung von sich aus oder auf schriftlichen Antrag von mindestens 
100 Arbeitnehmern oder ihrer Vertreter in mindestens zwei Betrieben oder Unternehmen in mindestens 
zwei verschiedenen Mitgliedstaaten Verhandlungen zum Abschluss einer Vereinbarung gemäß § 187 
aufzunehmen, sofern entsprechende Bestimmungen in den geltenden Vereinbarungen fehlen oder 
Widersprüche zwischen zwei oder mehreren geltenden Vereinbarungen bestehen. Für die Errichtung und 
Zusammensetzung des besonderen Verhandlungsgremiums gelten die §§ 177 und 178, wobei dem 
besonderen Verhandlungsgremium zusätzlich mindestens drei Mitglieder jedes bestehenden Europäischen 
Betriebsrates angehören müssen. Im Übrigen gelten für die Verhandlungen die Bestimmungen des 
2. Hauptstückes. 

(2) Als wesentliche Änderungen gelten insbesondere der Erwerb, die Stilllegung, Einschränkung 
oder Verlegung von Unternehmen oder Betrieben sowie der Zusammenschluss mit anderen 
Unternehmensgruppen, Unternehmen oder Betrieben, sofern diese erheblichen Einfluss auf die 
Gesamtstruktur des Unternehmens bzw. der Unternehmensgruppe haben, sowie erhebliche Änderungen 
der Zahl der im Unternehmen bzw. in der Unternehmensgruppe Beschäftigten. 

(3) Während der Dauer der Verhandlungen erfolgt die Wahrnehmung der Aufgaben durch den 
bestehenden Europäischen Betriebsrat bzw. die bestehenden Europäischen Betriebsräte entsprechend der 
in den Unternehmen bzw. in den Unternehmensgruppen geltenden Vereinbarungen. 

(4) Wenn innerhalb des für die Verhandlungen vorgesehenen Zeitraumes (§ 191 Abs. 1 Z 3) keine 
Vereinbarung zustande gekommen ist, finden die Bestimmungen des 3. Hauptstückes mit der Maßgabe 
Anwendung, dass sich der Umfang der Beteiligungsrechte der Arbeitnehmer nach der Struktur des 
Unternehmens bzw. der Unternehmensgruppe im Zeitpunkt des Scheiterns der Verhandlungen bestimmt. 
Soweit in einer bisher geltenden Vereinbarung eine im Vergleich zu den Bestimmungen des 
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3. Hauptstückes günstigere Regelung bestanden hat, bestimmt sich der Umfang der Beteiligungsrechte 
der Arbeitnehmer nach dieser Vereinbarung. 
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